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Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen 


I. Bei Abschluß der 7. Tagung der Vorbereitungskommission für die 
Internationale Meeresbodenbehörde und den Internationalen See- 
gerichtshof (1. September 1989) lagen 42 von 60 erforderlichen 
Ratifikationen vor. Der Vorsitzende der Vorbereitungskommission 
hat den Abschluß der Verhandlungen für 1991 angekündigt. 

1. Hält die Bundesregierung den Termin 1991, die Verhandlun- 
gen in der Vorbereitungskommission abzuschließen, für reali- 
stisch? 


In ihrer Antwort auf die schriftliche Anfrage des Abgeordneten 
Grunenberg vom 28. April 1989 (Drucksache 11/4573 S. 13f.) 
hatte die Bundesregierung die Realisierbarkeit dieses Vorhabens 
als ungewiß bezeichnet. An dieser Einschätzung hat sich nichts 
geändert. 


2. Erlaubt, das Mandat der Vorbereitungskommission eine Been- 
digung der Verhandlungen, auch wenn das Arbeitsprogramm 
nicht in allen Punkten erfüllt wurde? 


Gemäß Resolution I Ziffer 13 der 3. VN-Seerechtskonferenz hört 
die Vorbereitungskommission mit dem Abschluß der ersten Sit- 
zung der Versammlung der Internationalen Meeresbodenbehörde 
nach dem Inkrafttreten des Seerechtsübereinkommens auf zu 
bestehen. Dies gilt unabhängig von der Erfüllung ihres Mandats. 
Eine Beendigung der Verhandlungen durch die Vorberei- 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers des Auswärtigen vom 4. Juli 
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tungskommission vor diesem Zeitpunkt ohne eine damit verbun- 
dene Feststellung der Erfüllung des ihr erteilten Mandats wäre 
nicht in Übereinstimmung mit Resolution 1. 


3. Könnten unerledigte Fragen in anderen Gremien der Ver- 
einten Nationen weiter behandelt oder nach Inkrafttreten des 
Seerechtsübereinkommens an die darin vorgesehenen Insti- 
tutionen überwiesen werden? 


Eine ausdrückliche Regelung, wie ggf. mit von der Vorbereitungs- 
kommission nicht erledigten Fragen ihres Mandats zu verfahren 
wäre, ist nicht getroffen. Soweit es sich um Aufgaben der Meeres- 
bodenbehörde handelt, ist anzunehmen, daß diese Fragen nach 
einem Inkrafttreten des Seerechtsübereinkommens von den 
Organen der Meeresbodenbehörde wahrgenommen werden. So- 
weit es um Fragen der Einrichtung des Internationalen See- 
gerichtshofs geht, werden diese Fragen von der in Anhang VI 
Artikel 4 des Seerechtsübereinkommens vorgesehenen Staaten- 
konferenz bzw. vom Internationalen Seegerichtshof selbst behan- 
delt (vgl. Anhang VI, Artikel 16, 19 und 34). 


4. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß sich in der 
Gruppe 77 die Tendenz verfestigt, das Seerechtsübereinkom- 
men in Kraft zu setzen, um erst dann über die von Indu- 
striestaaten angestrebten Verbesserungen des Tiefseeberg- 
bauregimes zu verhandeln? 


Die Bundesregierung kann eine Entwicklung wie in der Frage be- 
schrieben nicht ausschließen. Die „G 77" ist in dieser Frage 
gespalten. Allerdings hat es gerade in letzter Zeit verstärkt Zei- 
chen einer Bereitschaft zum Dialog über von den Industriestaaten 
kritisierte Teile des Tiefseebergbauregimes des Seerechtsüber- 
einkommens gegeben. Damit soll, auch nach dem Verständnis 
wesentlicher Vertreter der „Gruppe der 77", der Weg zu einer 
möglichst universellen Annehmbarkeit und zu einem universellen 
Inkrafttreten des Übereinkommens geebnet werden. 


5. Welche Staaten haben nach Kenntnis der Bundesregierung 
bereits die innerstaatlichen Voraussetzungen für die Hinter- 
legung ihrer Ratifikationsurkunden geschaffen? 


Nach der Kenntnis der Bundesregierung haben Botsuana, die 
Jeminitische Arabische Republik, Laos, Mauretanien und Myan- 
mar (Birma), z.T. schon seit längerem, das innerstaatliche Ratifi- 
kationsverfahren abgeschlossen und damit die Voraussetzung für 
die Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde beim VN-General- 
sekretär geschaffen. Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, 
wann die o. g. Staaten beabsichtigen, ihre Ratifikationsurkunde 
beim VN-GS zu hinterlegen. 


2 



Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


6. In welchen Staaten, die noch nicht Vertragspartei des See- 
rechtsübereinkommens sind, hat die jeweihge Regierung das 
verfassungsmäßige Recht, ohne Beteiligung anderer Verfas- 
sungsorgane Partei von völkerrechüichen Verträgen zu wer- 
den? 


Die verfassungsrechtliche Situation in den Ländern, die das See- 
rechtsübereinkommen noch nicht ratifiziert haben bzw. ihm noch 
nicht beigetreten sind, ist sehr unterschiedlich und in der Frage 
des Erfordernisses parlamentarischer Zustimmung zu internatio- 
nalen Übereinkommen nicht in jedem Falle eindeutig. In der 
Mehrzahl der Länder bedarf jedoch die Ratifizierung internatio- 
naler Übereinkommen bzw. der Beitritt der Zustimmung des 
Parlaments. 


7. Verfolgt die Bundesregierung etwaige Vorbereitungen zur 
Ratifikation des Seerechtsübereinkommens in anderen Staa- 
ten? 


Ja. Vollständige Erkenntnisse über den Stand der jeweiligen Vor- 
bereitungen liegen allerdings nicht vor. 


8. In welchen Staaten, in denen ein innerstaatliches Zustim- 
mungsverfahren vorgeschrieben ist, ist dieses eingeleitet wor- 
den? 


Wegen der unterschiedhchen verfassungsrechtlichen Situation in 
den einzelnen Ländern ist eine eindeutige Beantwortung der 
Frage, wann mit dem innerstaatlichen Zustimmungsverfahren be- 
gonnen worden ist, häufig nicht möglich. Eine förmliche Zuleitung 
des Seerechtsübereinkommens an das Parlament ist der Bundes- 
regierung zur Zeit lediglich für Argentinien und Costa Rica be- 
kannt. 


9. Welche Haltung nehmen die Regierungen und Parlamente zur 
Ratifikation des Seerechtsübereinkommens der folgenden 
Staaten gruppen ein: 

— Pionierinvestoren; 

— Freunde des Seerechtsübereinkommens; 

— EG-Staaten, einschließhch EG-Kommission; 

— Osteuropäische Staaten? 


Unter den Staaten, deren Abbaufelder die Vorbereitungskommis- 
sion registriert hat, besteht nach Kenntnis der Bundesregierung in 
den Parlamenten und Regierungen in Frankreich, Japan und der 
UdSSR wegen bestehender Bedenken gegen Teile des Tiefsee- 
bergbauregimes gegenwärtig keine Bereitschaft zu einer Ratifi- 
zierung des Seerechtsübereinkommens. Auch Indien hat bisher 
nicht die Bereitschaft zu baldiger Ratifizierung erkennen lassen. 

Die Haltung der sog. Freunde des Seerechtsübereinkommens 
(Australien, Dänemark, Finnland, Irland, Island, Kanada, Neusee- 
land, Norwegen, Österreich, Schweden, Schweiz) erscheint 
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gegenwärtig nicht geschlossen. Ratifiziert hat aus dieser Gruppe 
bisher ledighch Island. Während einige Staaten ihr Interesse an 
einem baldigen Inkrafttreten des Seerechtsübereinkommens be- 
tonen, schließen sich die mehr industriell orientierten Mitglieder 
der Gruppe deuthcher dem Wunsch anderer am Tiefseebergbau 
interessierter Industriestaaten nach Verbesserungen des Tiefsee- 
bergbauregimes an. Nach Kenntnis der Bundesregierung sind 
baldige Ratifizierungen des Seerechtsübereinkommens aus die- 
sem Kreis wohl nicht zu erwarten. 

Auch in Parlamenten und Regierungen der EG -Staaten kommen 
zum Teü unterschiedliche Einstellungen zum VN-Seerechtsüber- 
einkommen zum Ausdruck. Dies ergibt sich aus unterschiedlichen 
Interessen in bezug auf das Seerechtsübereinkommen und insbe- 
sondere den Tiefseebergbau. Die Koordinierung der Haltungen ist 
im wesentlichen eine Sache der europäischen politischen Zusam- 
menarbeit. Die Gemeinschaft hat eigene Kompetenzen bzw. Teil- 
kompetenzen im Bereich der Fischerei, des Umweltschutzes und 
der Handelspolitik (vgl. die Erklärung der Gemeinschaft gemäß 
Artikel 2 des Anhanges IX zum Seerechtsübereinkommen anläß- 
lich der Zeichnung des Seerechtsübereinkommens). Sie werden 
von der EG-Kommission wahrgenommen. Die Zusammenarbeit 
hat in letzter Zeit unter der Leitung der jeweiligen EG -Präsident- 
schaft und mit Unterstützung der EG-Kommission Fortschritte 
gemacht. Dabei verbindet sich die Überzeugung von der Bedeu- 
tung des Seerechtsübereinkommens mit der Einsicht in die Not- 
wendigkeit möglichst universeller Annehmbarkeit. Nach Kennt- 
nis der Bundesregierung haben gegenwärtig in allen EG-Staaten 
ebenso wie in der EG-Kommission Bemühungen um Verbesserun- 
gen des Tiefseebergbauregimes im Interesse einer allgemeinen 
Annehmbarkeit des Seerechtsübereinkommens Vorrang vor einer 
baldigen Ratifizierung bzw. einem Beitritt. 

Mit der Ausnahme Jugoslawiens, das das Seerechtsübereinkom- 
men ratifiziert hat, hat sich die Haltung der osteuropäischen 
Staaten zum Seerechtsübereinkommen in letzter Zeit gewandelt. 
Sie haben sich weitgehend der Kritik der westlichen Industrielän- 
der am Tiefseebergbauregime angeschlossen. Dies gilt im beson- 
deren Maße für die UdSSR. Ohne diesbezüglich Voraussagen tref- 
fen zu können, erwartet die Bundesregierung derzeitig keine 
baldige Ratifizierung des Seerechtsübereinkommens durch ost- 
europäische Staaten. 


10. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß angesichts von 
etwa 130 Staaten, die noch nicht Vertragspartei des Seerechts- 
übereinkommens sind, bis 1991 18 Staaten das Seerechtsüber- 
einkommen ratifizieren werden und dieses dann 1992 in Kraft 
treten wird? 


Die Bundesregierung hält die in der Frage beschriebene Entwick- 
lung nicht für wahrscheinlich, kann sie aber auch nicht aus- 
schließen. 
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II. In ihrer Antwort auf die Große Anfrage der SPD vom 7. Juni 1985 
zum Tiefseebergbau (Drucksache 10/3447) hat die Bundesregie- 
rung ihre Bedenken zu den diesbezüghchen Regelungen im See- 
rechtsübereinkommen der Vereinten Nationen in folgenden fünf 
Punkten zusammengefaßt: 

(1) die Verpflichtung zum Technologietransfer auf ein internatio- 
nales Unternehmen und an einzelne Entwicklungsländer, 

(2) die finanziellen Regelungen einschließhch der Abgabenbe- 
lastung der Tiefseebergbauindustrie, 

(3) die rohstoffpohtischen Regelungen und die Produktionsbe- 
schränkung des Tiefseebergbaus zugunsten der traditionellen 
Rohstoffländer, 

(4) die Revisionskonferenz, 

(5) Zusammensetzung und Entscheidungsmechanismus der Inter- 
nationalen Meeresbodenbehörde. 

Angesichts des derzeitigen Standes der Verhandlungen in der Vor- 
bereitungskommission einerseits und der Einstellung aller Tief see- 
bergbauaktivitäten der Fa. PREUSSAG AG andererseits fragen wir 
die Bundesregierung: 


Stellungnahme zur Vorbemerkung: 

Es ist nicht richtig, daß die Fa. Preussag AG alle Tiefseebergbau- 
aktivitäten eingestellt hat. Sie hat zwar zum Jahresende 1989 ihre 
Abteilung Meerestechnik aufgelöst. Sie ist aber weiterhin, wie 
auch die Metallgesellschaft, zu 50 Prozent an der Arbeitsgemein- 
schaft meerestechnisch gewinnbare Rohstoffe (AMR), Hannover, 
beteiügt. 

Die AMR ist Inhaberin einer Aufsuchungserlaubnis für ein eige- 
nes Tiefseebergbaufeld und hält zugleich treuhänderisch eine 
Aufsuchungserlaubnis für die Ocean Management Incorporated 
(OMI), New York, an der sie neben amerikanischen, kanadischen 
und japanischen Firmen zu 25 Prozent beteiligt ist. Sie hat erklärt, 
daß sie die Erlaubnisse aufrechterhalten will. Die AMR ist weiter- 
hin im Tiefseebergbau engagiert, auch wenn sie den Umfang 
ihrer Tätigkeiten, wie alle nicht- staatlichen Tiefseebergbauunter- 
nehmen, den derzeitigen wirtschaftlichen Aussichten des Tiefsee- 
bergbaus angepaßt hat. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die Ge- 
samtbeurteilung des Tiefseebergbauteils des Seerechtsüberein- 
kommens nicht vom Verhalten der Firma Preussag AG abhängig 
ist. Für diese Beurteilung sind unsere gesamtwirtschafthchen 
Interessen, insbesondere unsere Interessen als rohstoffarmes Ver- 
braucherland, als Produzent und Exporteur technologisch hoch- 
wertiger Güter und als potentieller Hauptbeitragszahler maß- 
gebend. 


III. (1) Zum Technologietransfer: 

1. Können nach deutschem Recht Patente und andere Rech- 
te geistigen Eigentums gegen angemessene Entschädi- 
gung enteignet werden, wenn ihre Nutzung für das allge- 
meine Wohl erforderhch ist? 


Das Recht an einer schutzfähigen Erfindung, das rechtmäßig ein- 
getragene Warenzeichen, die Ausstattung i. S. des § 25 Warenzei- 
chengesetz sowie das Urheberrecht gehören zum Eigentum im 
Sinne des Artikel 14 GG. 
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a) Eine Ermächtigung für einen staatlichen Eingriff in Patente 
enthält § 13 Patentgesetz. Nach dieser Vorschrift tritt die Wir- 
kung des Patents, also das Ausschließlichkeitsrecht des Patent- 
inhabers, nicht ein, wenn die Benutzung der Erfindung im 
Interesse der öffentlichen Wohlfahrt oder der Sicherheit des 
Bundes angeordnet wird. Im ersten Fall darf nur die Bundes- 
regierung als Kollegium die Anordnung treffen; im zweiten Fall 
kann dies auch die zuständige oberste Bundesbehörde oder in 
ihrem Auftrag eine nachgeordnete Stelle. Der Patentinhaber 
hat einen Anspruch auf angemessene Vergütung. 

Die gleiche Regelung gilt im Gebrauchsmusterrecht (§ 13 
Abs. 3 Gebrauchsmustergesetz i. V. m. § 13 Patentgesetz). Die 
Bedeutung des § 13 Patentgesetz hegt mehr in der von ihr aus- 
gehenden psychologischen Wirkung als in ihrer praktischen 
Anwendung; diese Vorschrift ist seit Bestehen der Bundesrepu- 
blik Deutschland noch nicht angewandt worden. 

Die übrigen Gesetze zum Schutz des geistigen Eigentums ent- 
halten keine derartigen Bestimmungen. 

b) Gemäß § 24 Patentgesetz können in einem besonders geregel- 
ten gerichtlichen Verfahren Dritten Zwangslizenzen erteilt 
werden, sofern sich der Patentinhaber weigert, eine vertrag- 
liche Lizenz zu erteilen, obwohl der Lizenzsucher sich erbietet, 
eine angemessene Vergütung zu zahlen und die Erlaubnis zur 
Benutzung der Erfindung im öffentlichen Interesse geboten ist. 
Dieses muß die Belange des Rechtsinhabers überwiegen. Bei 
der Erteilung der Zwangslizenz ist die Vergütung festzusetzen. 

Auch diese Regelung gilt im Gebrauchsmusterrecht entspre- 
chend (§ 20 Gebrauchsmusterrecht i.V.m. § 24 Patentgesetz). 
Seit dem Bestehen der Bundesrepublik Deutschland ist keine 
Zwangslizenz erteilt worden. 

c) Das Urheberrecht als solches kann nicht - auch nicht gegen 
Entschädigung - entzogen werden. Der wirtschaftliche, ver- 
mögensrechtliche Kern des Urheberrechts ist - wie Sacheigen- 
tum - nach Artikel 14 GG geschützt. Damit unterliegt es gleich- 
zeitig der Sozialbindung des Eigentums. Einschränkungen des 
Urheberrechts wegen der Sozialbindung des Eigentums sind 
nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts aber nur in sehr engen Grenzen erlaubt. Die Sozialbin- 
dung des vermögensrechtlichen Kerns des Urheberrechts ist 
bislang nur für bestimmte Fallgruppen aufgrund gesetzlicher 
Lizenzen verwirklicht worden. Gesetzliche Lizenzen zum Tech- 
nologietransfer generell - insbesondere aber auch für be- 
stimmte Einzelfälle - dürften auf erhebliche verfassungsrecht- 
liche Bedenken stoßen. 

Artikel 14 Grundgesetz schließt es nicht von vornherein aus, über 
die oben genannten Maßnahmen hinaus weitere Eingriffe in 
Immaterialgüterrechte gesetzlich einzuführen. Voraussetzung ist 
allerdings, daß dies im Interesse des Gemeinwohls erforderlich ist. 
Vor diesem Hintergrund sind die in Artikel 5 des Anhangs III zum 
Seerechtsübereinkommen vorgesehenen Verpflichtungen zum 
Technologietransfer zu prüfen. 
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2. Schließen das Grundgesetz oder andere Bundesgesetze 
aus, daß von natürlichen oder juristischen Personen ent- 
wickelte Technologie zu marktgerechten Bedingungen 
an Dritte, insbesondere Entwicklungsländer, oder im Rah- 
men von Maßnahmen der Entwicklungshilfe, weitergege- 
ben wird? 


Das Grundgesetz enthält, keine Bestimmungen, aufgrund derer 
die Weitergabe bestimmter Technologien verboten ist. Grundsätz- 
hch ist der Außenhandel frei. Das gilt auch für den Handel mit 
Technologie. Auf der Basis des Außenwirtschaftsgesetzes und der 
Außenwirtschaftsverordnung sind Beschränkungen des Außen- 
handels möghch. Die Güter und Technologien, für die Beschrän- 
kungen bestehen, sind in der Ausfuhrliste - Anlage zur Außen- 
wirtschaftsverordnung - aufgeführt. Soweit mit der Frage gemeint 
sein sollte, ob gewerbliche Schutzrechte oder Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse gegen den Wülen des Rechtsinhabers an 
Dritte, darunter auch Entwicklungsländer, weitergegeben werden 
können, ist auf die Ausführung zu III (1) Frage 1 zu verweisen. 


3. In welcher Weise hat die Bundesregierung gesichert, daß 
sie an der Entwicklung und Vermarktung von Tiefsee- 
bergbautechnologie, die mit öffentlichen Mitteln geför- 
dert worden ist, rechtlich und wirtschaftlich beteiUgt ist? 


Den Bewilligungen von Zuschüssen an Unternehmen der gewerb- 
lichen Wirtschaft für Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auch 
auf dem Gebiet der Meeresbergbautechnik liegen die Bewirt- 
schaftungsgrundsätze für Zuwendungen auf Kostenbasis (BKFT 
75) zugrunde. Diesen zufolge erteilt der Zuwendungsempfänger 
der Bundesrepublik Deutschland ein im einzelnen geregeltes, 
unwiderrufliches, unentgeltliches und nicht ausschließliches 
Benutzungsrecht an in- und ausländischen Rechten, die bei der 
Durchführung des geförderten Vorhabens entstehen. Die BKFT 75 
regeln auch im einzelnen die Übertragung von Benutzungsrech- 
ten auf Dritte sowie die Beteihgung am finanziellen Erfolg in 
besonderen Fällen. Diese Verpflichtungen der Unternehmen, die 
Bundeszuschüsse angenommen haben, bestehen gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland fort, auch wenn sie in der Folge 
keine weiteren Aktivitäten auf dem geförderten Arbeitsgebiet 
entwickeln. 


4. Dient insbesondere die geplante Auffanggesellschaft für 
die Abteilung Meerestechnologie der PREUSSAG AG der 
Sicherung von Rechten des Bundes an der mit öffent- 
lichen Mitteln entwickelten Tiefseebergbautechnologie? 


Die der Fa. Preussag AG im Rahmen der Förderung von For- 
schung und Entwicklung in der Tiefseebergbautechnik bewillig- 
ten Bundeszuschüsse beinhalten die erwähnten Bewirtschaf- 
tungsgrundsätze (BKFT 75), so daß die Rechte des Bundes weiter- 
hin unmittelbar gegenüber der Fa. Preussag AG fortbestehen. Da 
die Fa. Preussag AG weiterhin existiert, besteht zur Zeit insoweit 
kein Handlungsbedarf zur Sicherung von Rechten des Bundes. 
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5. Besteht ein Zusammenhang zwischen der Auflösung der 
Abteilung Meerestechnologie der PREUSSAG AG mit der 
Einstellung der staatlichen Förderung des Tiefseeberg- 
baus? 


Da es bisher weltweit keinen Meeresbergbau gibt und somit auch 
keine staatliche Förderung des Tiefseebergbaus in der Bundes- 
republik Deutschland, besteht kein Zusammenhang mit organisa- 
torischen Maßnahmen der Fa. Preussag AG. Die Förderung von 
Forschung und Entwicklung in der Tiefseebergbautechnologie 
durch den Bundesminister für Forschung und Technologie wird 
seit 1975 ohne Unterbrechung durchgeführt. 


6. Fördert die Bundesregierung im laufenden Haushaltsjahr 
die Entwicklung von Tiefseebergbautechnologie? 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie fördert For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet der Meeres- 
bergbautechnik mit Mitteln aus Kapitel 3007 Titel 683 21 auch im 
laufenden Haushaltsjahr. 


7. Welche finanzielle Unterstützvmg hat die Bundes- 
regiervmg für die Entwicklung von Tiefseebergbautech- 
nologie (aufgeschlüsselt nach Höhe pro Jahr und Zuwen- 
dungsempfänger) seit 1970 gewährt? 


Da Anträge auf Förderung erst ab 1975 gestellt wurden, beginnt 
die Förderung der Entwicklung der Tiefseebergbautechnik erst 
1975. Die Zuwendungsempfänger und die Höhe der Förderung 
pro Jahr ergeben sich aus anliegender Aufstellung. 


8. Hat sich Indien, der bisherig einzige Pionierinvestor aus 
einem Entwicklungsland, auf die Tiefseetechnologie- 
transferbestimmungen des Seerechtsübereinkommens 
berufen, ;im die zur Erforschung seines Feldes notwen- 
dige Technologie zu erwerben, oder hat Indien diese 
Technologie selbst entwickelt, käuflich oder sonstwie zu 
marktkonformen Bedingungen erworben? 


Nach Artikel 5 Abs. 3 des Anhangs 111 zum SRÜ können die Ver- 
pflichtungen der Tiefseebergbauunternehmen zum Technologie- 
transfer an das Behördenunternehmen nur dann von Entwick- 
lungsländern oder einer Gruppe von ihnen in Anspruch genom- 
men werden, wenn sie in einem für das Behördenunternehmen 
reservierten Tiefseebergbaufeld tätig werden. Da Indien ein eige- 
nes Tiefseebergbaufeld hat registrieren lassen, erfüllt es nicht die 
Voraussetzungen der o. a. Vorschrift. Es kann sich deshalb nicht 
auf die Bestimmungen des SRÜ zum Technologietransfer berufen. 

Indien hat für die Erforschung seines Tiefseebergbaufeldes das 
Forschungsschiff „Sagar Kanya" eingesetzt, das es mit Mitteln der 
Entwicklungshilfe in der Bundesrepublik Deutschland erworben 
hat. Inwieweit Indien sonst eigene oder auf dem Weltmarkt erwor- 
bene Geräte eingesetzt hat, ist nicht bekannt. 
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9. Ist der Bundesregierung bekannt, welche Entwicklungs- 
länder, abgesehen von Indien, sich in absehbarer Zeit auf 
die Technologietransferbestimmungen des Seerechts- 
übereinkommensberufen könnten, weil sie noch bis zum 
Inkrafttreten des Übereinkommens Anspruch auf den Pio- 
nierinvestorstatus erheben werden? 


Wie in der Antwort zur vorherigen Frage schon dargelegt, können 
Entwicklungsländer nach Inkraftreten des SRÜ die Verpflichtung 
der Tiefseebergbauunternehmen zum Technologietransfer in An- 
spruch nehmen, wenn sie in einem für das Behördenunternehmen 
reservierten Tiefseebergbaufeld tätig werden. Entwicklungslän- 
der, die den Pionierinvestorstatus in Anspruch nehmen, werden 
diese Voraussetzung nicht erfüllen, soweit sie in einem eigenen 
Tiefseebergbaufeld tätig werden. 


10. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen Bereichen 
der Tiefseebergbautechnologie deutsche Unternehmen 
noch über Technologien verfügen oder noch entwickeln, 
die - gemessen am derzeitigen Stand der Technik und 
von anderen Industriestaaten entwickelten Technolo- 
gien - für einen Technologietransfer an die Internatio- 
nale Meeresbodenbehörde oder an Entwicklungsländer 
attraktiv sind? 


Deutsche Unternehmen verfügen nach wie vor über Technologien 
für den Tiefseebergbau, die für dritte Tiefseebergbauunterneh- 
men attraktiv sind. Sie verhandeln mit Interessenten, auch aus 
Entwicklungsländern, über den Verkauf solcher Technologien. 

Da Tiefseebergbau nach heutigen Erkenntnissen wohl erst in 15 
bis 20 Jahren wirtschaftlich sein wird, wird das Behördenunter- 
nehmen erst dann operativ werden. Über den Stand der deut- 
schen Tiefseebergbautechnologie zu diesem Zeitpunkt kann 
heute noch nichts gesagt werden. 


III. (2) Zu den finanziellen Regelimgen: 

1. Hat der Bundesminister der Finanzen die mehrfache An- 
wesenheit von Unter- Generalsekretär Satya Nandan in der 
Bundesrepublik Deutschland (Sommer 1984, Sommer 1987, 
Frühjahr 1989, Sommer 1989) genutzt, um insbesondere die 
finanziellen Aspekte des Tiefseebergbauregimes zu erör- 
tern? 


Die Bundesregierung nutzt die Besuche des Unter-Generalsekre- 
tärs Satya Nandan in der Bundesrepublik Deutschland zu inten- 
siven Konsultationen über alle Aspekte des Seerechtsüberein- 
kommens. Dabei haben bisher Fragen im Zusammenhang mit der 
Errichtung des Internationalen Seegerichtshofs in Hamburg im 
Vordergrund gestanden. 

Eine sinnvolle Diskussion der finanziellen Aspekte des Tiefsee- 
bergbauregimes setzt voraus, daß konkrete und aktuelle Daten 
darüber vorliegen. Das ist bisher nicht der Fall, obwohl auf Veran- 
lassung der deutschen Delegation das Seerechtsbüro des VN- 
Sekretariats während der Frühjahrstagung 1989 der VK aufgefor- 
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dert worden ist, ein umfassendes Papier zu den Finanzfragen vor- 
zulegen. 

Während seines Besuches im April 1989 ist Herr Nandan darauf 
hingewiesen worden, daß die Hauptbeitragszahler bei den 
Finanzbeschlüssen die Möglichkeit haben müssen, ihre Interessen 
nicht nur zu vertreten, sondern auch zu wahren. Das sei gegen- 
wärtig noch nicht gewährleistet. 


2. Hat die Bundesregierung die vorläufige Schätzung der 
finanziellen Aufwendungen für das Tiefseebergbauregime, 
die in einem Bericht des VN-Generalsekretärs aus dem 
Jahre 1981 enthalten sind (A/Conf.62/L.65, 18. Februar 
1981) vor dem Hintergrund überprüft, daß 

— die Gruppe der Pionierinvestoren über eine erhebliche 
Reduzierung der finanziellen Verpflichtungen verhan- 
delt; 

— das Unternehmen der Internationalen Meeresbodenbe- 
hörde, ebenso wie die Pionierinvestoren auch, auf ab- 
sehbare Zeit Tiefseebergbau unter wirtschafüichen Be- 
dingungen nicht betreiben und daher allenfalls als 
„Nucleus Enterprise" errichtet werden wird; 

— der Vorsitzende der Gruppe der Entwicklungsländer in 
seiner Erklärung in der Vorbereitungskommission vom 
1. September 1989 deutlich gemacht hat, daß die Mee- 
resbodenbehörde unter wirtschaftlichen Bedingungen 
arbeiten und sich selbst tragen soll? 


Das Zahlenmaterial aus dem Jahre 1981 ist überholt und kann 
nicht mehr Grundlage für heutige Beurteilungen sein. 

1. Anstrich: 

Der Bericht des VN-Generalsekretärs aus dem Jahre 1981 enthält 
keine Aussagen zu den finanziellen Leistungen der Pionierinve- 
storen. Bei den Verhandlungen über die Reduzierung dieser 
finanziellen Verpflichtungen geht es zum einen um die Zahlung 
der jährlichen Gebühr von einer Million Dollar, die nach § 7 (b) 
der Resolution II von der Registrierung des Pionierfeldes bis zur 
Genehmigung des Arbeitsplans durch die Meeresbodenbehörde 
zu zahlen ist. Die Pionierinvestoren bemühen sich um eine Befrei- 
ung von dieser Zahlung, da entgegen früheren Erwartungen Tief- 
seebergbau wohl erst in 15 bis 20 Jahren wirtschaftlich möglich 
sein wird. 

Zum anderen geht es um die Kosten für die Exploration eines 
Behördenfeldes. 

Gemäß Ziffer 12 (a) der Resolution II ist jeder Pionierinvestor 
verpflichtet, auf Verlangen der Vorbereitungskommission gegen 
Kostenerstattung Explorationsarbeiten in dem für Bergbauaktivi- 
täten der Behörde reservierten Teil seines Feldes durchzuführen. 

In den Vereinbarungen über die Lösung der Überlappungskon- 
flikte der Pionierinvestoren ist zugunsten der Pionierinvestoren 
von den Vorschriften der Resolution II abgewichen worden. Die 
G 77 hat deshalb verlangt, daß die Pionierinvestoren die Explora- 
tion eines Behördenfeldes ohne Kostenerstattung übernehmen 
sollten. Die Frage blieb offen und ist nach der Registrierung der 
Pionierinvestoren wieder streitig geworden. 
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Beide Komplexe berühren nicht die finanziellen Verpflichtungen 
der Tief seebergbauunternehmen, wie sie in Artikel 13 des An- 
hangs III zum Seerechtsübereinkommen festgelegt sind. 

2. Anstrich: 

Die Einsicht, daß das Behördenunternehmen den vor der Auf- 
nahme des Tiefseebergbaus eingeschränkten Aktivitäten anzu- 
passen ist, scheint innerhalb der Vorbereitungskommission zwar 
grundsätzlich akzeptiert. Welche Schlußfolgerungen hieraus zu 
ziehen sind, ist jedoch weiterhin umstritten. Die finanziellen Pro- 
bleme müssen aber spätestens gelöst sein, wenn der Tiefseeberg- 
bau wirtschafliche und das Behördenunternehmen seine vollen 
Funktionen wahrnehmen muß. 

3. Anstrich: 

Der Grundsatz, daß die Meeresbodenbehörde wirtschaftlich 
arbeiten und sich selbst tragen soll, ergibt sich bereits aus dem 
SRÜ. Dies hat der Vorsitzende der Gruppe der Entwicklungslän- 
der in seiner Erklärung bestätigt. 


3. Wie schätzt die Bundesregierung die Annahme der Vor- 
schläge zur Einrichtung eines Finanzausschusses ein, der 
im Seerechtsübereinkommen nicht ausdrücklich vorge- 
sehen ist? 


Die Errichtung von Finanzausschüssen ist bei allen internatio- 
nalen Organisationen, die über ein gewisses Finanzvolumen ver- 
fügen, zweckmäßig und erforderlich. Wesentlich für die Beurtei- 
lung ihrer Wirksamkeit ist dabei die Mitgliedschaft und der Ent- 
scheidungsprozeß. Diese Kriterien bestimmen darüber, ob die 
Hauptbeitragszahler einen angemessenen Einfluß auf die Finanz- 
entscheidungen ausüben und ihre Interessen schützen können. 
Hierzu sind in den bisher geführten Verhandlungen noch keine 
befriedigenden Ergebnisse, jedoch gewisse Fortschritte erzielt 
worden. Eine zufriedenstellende Lösung hinsichtlich der Zusam- 
mensetzung und des Entscheidungsverfahrens des Finanzaus- 
schusses reicht allein nicht aus, wenn Rat und Versammlung der 
Meeresbodenbehörde abweichende Entscheidungen gegen die 
Stimmen der Hauptbeitragszahler treffen können. 


4. Hat die Bundesregierung, wie seinerzeit beim Inter- 
nationalen Seegerichtshof, auch für die Internationale Mee- 
resbodenbehörde eine eigene Kostenschätzung vorge- 
nommen? 


Nein, denn bisher sind im Gegensatz zum Internationalen Seege- 
richtshof Aufbau und Umfang der Meeresbodenbehörde noch 
nicht festgelegt. 
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III. (3) Zur Rohstof fpolitik: 

1. Liegt die Zuständigkeit für die rohstoffpolitischen Bestim- 
mungen des Seerechtsübereinkommens bei der Europäi- 
schen Gemeinschaft oder bei den Mitgliedstaaten? 


In der Erklärung, die die EWG gemäß Artikel 2 des Anhangs IX 
zum Seerechtsübereinkommen bei der Zeichnung des Seerechts- 
übereinkommens über ihre Zuständigkeit im Bereich des See- 
rechts abgegeben hat, hat sie zum Teü XI ausgeführt, daß sie die 
Zuständigkeit für Fragen der Handelspolitik einschließhch der 
Kontrolle von unlauteren Wirtschaftspraktiken habe. Eine beson- 
dere Aussage zu den rohstoffpolitischen Bestimmungen des See- 
rechtsübereinkommens ist in der Erklärung nicht enthalten. Die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat im vergange- 
nen Jahr anläßlich der Behandlung der Vorschriften über die 
Produktionsbegrenzung und die Produktionsgenehmigung in der 
Vorbereitungskommission für die Internationale Meeresbodenbe- 
hörde und den Internationalen Seegerichtshof eine Gemein- 
schaftskompetenz für derartige Regelungen geltend gemacht. 
Obwohl die Kompetenzfrage nicht geklärt ist, arbeiten EG-Kom- 
mission und Mitghedstaaten in diesem Bereich konstruktiv zu- 
sammen. 


2. Welche Zuständigkeiten liegen nach der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs im rohstoffpolitischen Be- 
reich bei der EG? 


Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Ge- 
meinschaften (EuGH) besteht eine Zuständigkeit der EWG für 
Rohstoffübereinkommen, soweit diese handelspolitische Regelun- 
gen im Sinne von Artikel 113 EWG-Vertrag enthalten. Der EuGH 
hat in seinem Gutachten gemäß Artikel 228 EWG-Vertrag zum 
Internationalen Naturkautschuk-Übereinkommen vom 4. Oktober 
1979 (Slg. 1979 S. 2871) festgestellt, daß unter den Begriff der 
Handelspolitik, für die eine ausschließliche Gemeinschaftskom- 
petenz besteht, nicht nur die „herkömmlichen Instrumente des 
Außenhandels" fallen, sondern auch „weiter entwickelte Mecha- 
nismen", die für bestimmte Erzeugnisse eine Regulierung des 
Weltmarktes anstelle einer Liberahsierung des Handelsverkehrs 
vorsehen. Wenn die damit verbundenen finanziellen Verpflich- 
tungen unmittelbar von den Mitgliedstaaten übernommen wer- 
den, sind diese insoweit an solchen Abkommen beteiligt. Deshalb 
besteht dann eine sog. gemischte Zuständigkeit. 


III. (4) Zur Revisionskonferenz; 

1. Geht die Vorschrift über die Revisionskonferenz auf Vor- 
schläge der Entwicklungsländer oder auf Vorschläge der 
USA zurück? 


Der Vorschlag einer Revisionskonferenz für das Tiefseebergbau- 
regime des Seerechtsübereinkommens war Teil des von dem 
damaligen amerikanischen Außenminister Kissinger im Sommer 
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1976 vorgetragenen Konzepts des sog. Parallelsystems. Dieses 
System, dessen wesentliche Elemente Eingang in den Text des 
Seerechtsübereinkommens gefunden haben, sieht bekanntlich 
einen Gleichschritt zwischen Abbauoperationen des Unterneh- 
mens der Internationalen Meeresbodenbehörde und Operationen 
privater oder staatlicher Unternehmen vor. 


2. Ist eme Revisionskonferenz aus der Sicht von Industriestaa- 
ten vor allem deshalb gefordert worden, um das Tiefsee- 
bergbauregime im Lichte der Erfahrungen, die über einen 
Zeitraum von mehr als 15 Jahren gewonnen werden, ver- 
bessern zu können? 


Der Gedanke einer Revisionskonferenz wurde vor allem mit der 
Überlegung begründet, daß angesichts des Neulands, das wirt- 
schaftlich und institutionell mit einem Tiefseebergbauregime 
beschriften wird, die Möglichkeit der Überprüfung eines solchen 
Regimes auf seine Wirksamkeit nach einer angemessenen Zeit- 
spanne im Interesse aller Beteiligten wünschenswert sein könnte. 
Diese Überlegung ist von den Entwicklungsländern auch im Hin- 
blick auf eine mögliche Weiterverfolgung ursprünglich von ihnen 
gewünschter Konzepte aufgenommen worden. 


3. Würden sich von der Revisionskonferenz beschlossene 
Änderungen auf bestehende Tiefseebergbauverträge mit 
der Internationalen Meeresbodenbehörde auswirken? 


Nein. Nach Artikel 155 Abs. 5 des Seerechtsübereinkommens 
bleiben „Rechte, die unter bestehenden Verträgen erworben wor- 
den sind . . unberührt. " Gemäß Artikel 17 Abs. 2 Buchstabe b (iü) 
des Anhangs III zum Seerechtsübereinkommen soll die Dauer der 
Gewinnungserlaubnis jedoch genügend kurz bemessen werden, 
um es der Meeresbodenbehörde zu ermöglichen, Arbeitspläne an 
Vorschriften anzupassen, die sie seit der Genehmigung der 
Arbeitspläne erlassen hat. Bei dieser Gelegenheit können mittel- 
bar auch Änderungen des Seerechtsübereinkommens in Arbeits- 
pläne übertragen werden. 


III. (5) Zur Zusammensetzung der Organe und zum Entscheidungs- 
mechanismus der Internationalen Meeresbodenbehörde: 

1. Konnten in den Verhandlungen der Vorbereitungskommis- 
sion Fortschritte im Bereich „Zusammensetzung und Ent- 
scheidungsmechanismus " erreicht werden? 


Die Verhandlungen der Vorbereitungskommission im Bereich der 
Zusammensetzung der Organe der Meeresbodenbehörde und 
ihrer Entscheidungsfindung haben bisher zu keinen Ergebnissen 
geführt, die dem Anüegen besserer Mitbestimmungsmöglichkei- 
ten für Industrieländer und Hauptbeitragszahler Rechnung tra- 
gen. Gegenstand der Diskussion war in letzter Zeit insbesondere 
die Frage des Gewichts der nach fachlichen Gesichtspunkten zu 
besetzenden Unterorgane der Meeresbodenbehörde im Entschei- 
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dungsverfahren u. a. bei Angelegenheiten mit erheblichen finan- 
ziellen Folgen. 


2. Hat die Bundesregierung Probleme mit dem im Seerechts- 
übereinkommen vorgesehenen Konsensprinzip bei Ent- 
scheidungen des Rates der Internationalen Meeresboden- 
behörde? 


Entscheidungen des Rats der Internationalen Meeresbodenbe- 
hörde in Sachf ragen sollen gemäß Artikel 161 des Seerechtsüber- 
einkommens je nach Bedeutung der zur Entscheidung anstehen- 
den Frage entweder mit Zweidrittel- oder mit Dreiviertelmehrheit 
getroffen werden. In den in Artikel 161 Abs. 8 Buchstabe d 
genannten Fällen ist für Enscheidungen Konsens erforderlich. 
Dies güt gemäß Artikel 161 Abs. 8 Buchstabe f auch für dem Rat 
obhegende Beschlüsse über die für eine Entscheidung notwen- 
dige Mehrheit, wenn eine Regelung anderweitig nicht getroffen 
ist. 

Die Bundesregierung hat keine grundsätzlichen Probleme mit 
dem Erfordernis einer Konsensentscheidung in den genannten 
Fällen; sie würde ein Konsenserfordernis auch in einigen weiteren 
Fällen für angemessen halten. Zu bedenken ist allerdings, daß das 
Konsenserfordernis bei Entscheidungen es einzelnen Mitgliedern 
erleichtern könnte, notwendige Entscheidungen und sachge- 
rechte Lösungen zu verhindern. 


3. Würde die Bundesregierung ihre Aussicht erhöhen, in den 
Entscheidimgsgremien der Internationalen Meeresboden- 
behörde, insbesondere im Rat und im Finanzausschuß, ver- 
treten zu sein, wenn sie als einer der ersten Industriestaa- 
ten Vertragspartei des Seerechtsübereinkommens werden 
würde? 


Da die Zusammensetzung insbesondere des Rats der Meeres- 
bodenbehörde nach der Zugehörigkeit der Vertrags Staaten zu be- 
stimmten geographischen oder Interessengruppen erfolgt, kann 
davon ausgegangen werden, daß die Zugehörigkeit zu einer 
Gruppe, in der es nur wenige Vertragsstaaten gibt, eher zu einer 
Mitgliedschaft in den entsprechenden Gremien der Meeres- 
bodenbehörde führt. Andererseits ist auch anzunehmen, daß das 
Gewicht einer Gruppe und damit auch das eines einzelnen Mit- 
glieds in den Gremien wesentlich von Stärke und Umfang dieser 
Gruppe innerhalb der Meeresbodenbehörde abhängt. 


IV. Weitere Fragen zum Tiefseebergbau: 

N 1. Welche Unternehmen haben aufgrund deutscher Tiefseeberg- 
baugesetzgebung Felder registrieren lassen? 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat der Arbeitsgemeinschaft 
meerestechnisch gewinnbare Rohstoffe (AMR), Hannover, eine 
eigene Erlaubnis sowie eine Erlaubnis in Treuhänderschaft für die 
Ocean Management Inc. (OMI), New York, N.Y., zur Aufsuchung 
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mineralischer Rohstoffe vom Tiefseeboden erteilt. Die Koordina- 
ten dieser beiden Tiefseebergbaufelder sind im Bundesanzeiger 
Nr. 47 vom 9. März 1988 bzw. Nr. 144 vom 5. August 1988 sowie 
im Law of the Sea Bulletin des Seerechtsbüros des VN-Sekre- 
tariats Nr. 11 S. 57 bzw. Nr. 12 S. 27 veröffentlicht worden. 


2, Welche Verpflichtungen müssen solche Unternehmen erfüllen, 
um ihre Rechte sowohl nach der deutschen Tiefseebergbauge- 
setzgebung als auch nach der „Vorläufigen Absprache vom 

3. August 1984 über Fragen des Tiefseebodens" und anderer 
multilateraler Vereinbarungen aufrechtzuerhalten? 

3. Gemäß Artikel 10 Abs. 3 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung 
des Tiefseebergbaus vom 16. August 1980 (in der Fassung vom 
12. Februar 1982) werden dem Bergbauberechtigten wieder- 
kehrende Aufwendungen auferlegt. 

Wird die gewährte Erlaubnis hinfällig, wenn solche Aufwendun- 
gen unterbleiben? 


Die Unternehmen sind nach der 1985 mit einer Gültigkeitsdauer 
von zehn Jahren erteilten Erlaubnis nicht nur zur Aufsuchung 
(vgl. § 2 Nr. 1 Tiefseebergbaugesetz) berechtigt, sondern durch 
Auflage auch zur Aufsuchung bzw. zu wiederkehrenden Aufwen- 
dungen hierfür verpflichtet worden (§ 10 Abs. 3 Tiefseebergbau- 
gesetz). 

Die Erlaubnis wird nicht automatisch hinfällig, wenn solche Auf- 
wendungen unterbleiben oder hinter dem Arbeitsprogramm Zu- 
rückbleiben. 

Das Zurückbleiben der Aufwendungen hinter dem Arbeitspro- 
gramm bzw. hinter den dort vorgesehenen Aufwendungen gibt 
dem Bundesminister für Wirtschaft die Handhabe, die Erlaubnis 
zu widerrufen (§ 49 Abs. 2 Nr. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz). 
Der Bimdesminister für Wirtschaft hat hierfür bisher jedoch keine 
Veranlassung gesehen, das das Abflauen der Aktivitäten zur 
Exploration der registrierten Tiefseebergbaufelder eine weltweite 
Erscheinung ist. Die Situation wird sich wieder ändern, wenn 
Tiefseebergbau wirtschaftlich wird. 


4. Könnten die Vertragsparteien der „Vorläufigen Absprache" und 
anderer einschlägiger Vereinbarungen die Respektierung der 
Registrierung von Feldern aufgrund deutscher Tiefseebergbau- 
gesetzgebung unter dem Hinweis verweigern, daß diese Unter- 
nehmen ihre Tätigkeiten eingestellt haben? 


In der Vorläufigen Absprache verpflichten sich die Zeichnerstaa- 
ten u. a. gegenseitig, auf einen angemessenen Umfang der Auf- 
suchungsaktivitäten zu achten. Im Falle der Nichteinhaltung die- 
ser Verpflichtung kann die Vorläufige Absprache gekündigt wer- 
den. Eine Vertragspartei kann außerdem aus triftigen Gründen 
einer anderen Vertragspartei mitteilen, daß sie die Vorläufige Ab- 
sprache ihr gegenüber nicht mehr anwenden werde. Im Falle 
einer Kündigung oder einer solchen Erklärung gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland entfiele die vereinbarte Respektie- 
rung der aufgrund des deutschen Tiefseebergbaugesetzes regi- 
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stiierten Felder, Eine solche Kündigung oder Erklärung ist bisher 
von keiner Seite erfolgt. 


5. Hat die Bundesregierung seit dem 7. Juni 1985 (Drucksache 
10/3447) eine Überprüfimg ihrer Probleme mit dem Tiefsee- 
bergbauregime vorgenommen? 


Die Bundesregierung überprüft ständig ihre Haltung zu den Pro- 
blemen des Tiefseebergbauregimes des Seerechtsübereinkom- 
mens im Lichte ihrer aktiven Beteiligung an den Arbeiten der 
Vorbereitungskommission. Zu einer Änderung ihrer Haltung be- 
stand bisher kein Anlaß, da wesentliche Fragen entweder noch 
nicht substantiell verhandelt worden sind oder ihre Behandlung 
bisher noch keine Ergebnisse erbracht hat. 


6. Teüt die Bimdesregiening die Auffassung von Unter-General- 
sekretär Satya Nandan, daß die Probleme des Tiefseebergbau- 
regimes pragmatisch und nicht ideologisch betrachtet und 
gelöst werden müssen? 


Ja. 


7. Könnte die Bundesregierung als ein potentieller Tiefseeberg- 
baustaat mit einem Tiefseebergbauregime leben, das z. B. für 
Frankreich, einem bereits registrierten Pionierinvestor, akzep- 
tabel ist? 


Frankreich hat zwar, anders als die Bundesrepublik Deutschland, 
gemeinsam mit den meisten Industriestaaten das Seerechtsüber- 
einkommen unterzeichnet. Gleichviel teilt Frankreich grundsätz- 
lich die schwerwiegenden Bedenken der Bundesregierung gegen 
den Tiefseebergbauteil des Seerechtsübereinkommens. Die fran- 
zösische Regierung hat dies in einer Erklärung bei der Zeichnung 
des Seerechtsübereinkommens ausdrücklich festgehalten und ge- 
fordert, daß die Mängel des Tiefseebergbauteils des Seerechts- 
übereinkommens beseitigt werden. Auch nachdem Frankreich als 
Pionierinvestor registriert wurde, hat die französische Haltung 
sich nicht geändert. 

Zusammen mit der Bundesrepublik Deutschland, anderen west- 
lichen Tiefseebergbaustaaten und der Sowjetunion bemüht es 
sich, die USA für eine Beteiligung an Gesprächen über die Pro- 
bleme des Tiefseebergbauteils zu gewinnen und danach Ge- 
spräche mit der G 77 über eine Lösung der Probleme des Tiefsee- 
bergbauteils des Seerechtsübereinkommens zu führen. 


8. Hält die Bundesregierung es für möglich, auch unabhängig von 
der gegenwärtigen Seerechtspolitik der USA, dem Seerechts- 
übereinkommen beizutreten? 
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Neben einer Vielzahl anderer Faktoren ist für die Haltung der 
Bundesregierung zum Seerechtsübereinkommen auch die See- 
rechtspolitik der anderen Industriestaaten von großer Bedeutung. 
Dies gilt auch für die Haltung der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika, die bisher den Beratungen der Vorbereitungskommission 
ferngeblieben sind. Die Bundesrepublik Deutschland wirkt 
zusammen mit ihren Partnern nach Kräften auf das Ziel einer 
universellen Annehmbarkeit des Seerechtsübereinkommens hin. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist eine Festlegung dazu, ob die 
Haltung eines oder mehrerer Partnerländer für die Entscheidung 
der Bundesregierung über einen Beitritt zum Seerechtsüberein- 
kommen maßgeblich sein könnte, noch nicht möglich. 


V. Internationaler Seegerichtshof . 

Die Entscheidung der 3. VN-Seerechtskonferenz zum Sitz des Inter- 
nationalen Seegerichtshof in Hamburg von 1981 ist an die Erwar- 
tung gebunden, daß die Bundesrepublik Deutschland bei Inkraft- 
treten des Seerechtsübereinkommens Vertragspartei sein soll. 

1, Hat die Bundesregierung bei anderen Industriestaaten, insbe- 
sondere bei den EG- Staaten, und in der EG um Verständnis ge- 
worben, dciß sie im Interesse der Erhaltung des Sitzes des 
Internationalen Seegerichtshofs für Hamburg und die Bimdes- 
republik Deutschland möglicherweise zu einem früheren Zeit- 
punkt als andere Industriestaaten einen Beitritt zum Seerechts- 
übereinkommen erwägen muß? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Bewertung des 
Seerechtsübereinkommens und im Zusammenhang damit die 
Entscheidung über einen Beitritt zu gegebener Zeit unter Berück- 
sichtigung unserer Interessen an sämtlichen Formen der Meeres- 
nutzung und am Meeresumweltschutz im Lichte der Ergebnisse 
der Bemühungen um die universelle Annehmbarkeit des Überein- 
kommens zu erfolgen hat. Das Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland an der Erhaltung des Sitzes des Internationalen See- 
gerichtshofs in Hamburg wird ein wichtiges Element dieser Ent- 
scheidung sein. Diese Gesichtspunkte werden auch den Zeit- 
punkt der Entscheidung beeinflussen. Schritte gegenüber unse- 
ren Partnern, wie in der Anfrage erwähnt, werden in diesem Sinne 
häufig unternommen. 


2, Hat die Bundesregierung andere Industriestaaten, insbesondere 
EG -Staaten, und die EG selbst darauf angesprochen, dem An- 
sinnen der Gruppe der 77 entgegenzuwirken, die Rechtsposition 
der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Sitzes des 
Internationalen Seegerichtshofs zu verändern? 

3. In welcher Weise hat die Bundesregierung gesichert, daß 
andere Industriestaaten, einschließlich der EG, das Anliegen der 
Bundesregierung unterstützen, Hamburg als Sitz des Internatio- 
nalen Seegerichtshof zu erhalten? 


Fragen im Zusammenhang mit der Erhaltung des Sitzes des Inter- 
nationalen Seegerichtshofes in Hamburg sind mehrfach von der 
Bundesregierung, aber auch von Partnerländern bilateral und 
multilateral im Kreise der Industriestaaten und insbesondere auch 
unter den EG -Mitgliedstaaten angesprochen worden. Die Hal- 
tung der Bundesregierung hat dabei im Kreise der EG-Mitghed- 
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Staaten und darüber hinaus Unterstützung erfahren. Dies gilt auch 
gegenüber Versuchen von Mitgliedern der „Gruppe der 77 ggf. 
schon vor einem Inkrafttreten des Seerechtsübereinkommens 
Vorentscheidungen über mögliche Alternativen zu Hamburg für 
den Fall zu treffen, daß die Bundesrepublik Deutschland im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Seerechtsübereinkommens nicht 
Vertragsstaat sein sollte. 


VI. Beitritt zum Seerechtsübereinkommen 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein rechtzeitiger 
Beitritt zum Seerechtsübereinkommen insbesondere folgende 
Vorteile bietet: 

— Erhaltung des Sitzes des Internationalen Seegerichtshofs; 

— Mitgliedschaft und Stimmberechtigung in der Vorberei- 
tungskommission in der Endphase der Verhandlungen, ins- 
besondere im Bereich des Tiefseebergbauregimes; 

— Entlastung des Verhältnisses zu den Staaten der Dritten Welt 
und Mitwirkung an einem fairen Interessenausgleich zwi- 
schen Nord und Süd; 

— Stärkung des Einflusses der Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft, der Pionierinvestoren und potentiellen An- 
tragsteller sowie anderer Industriestaaten; 

— Beitrag zur Sicherung der unumstrittenen 16 Teile und sie- 
ben Anlagen des Seerechtsübereinkommens, d. h. insbeson- 
dere die Regelungen für 

— Schiffahrt, 

— Überflug, 

— Meeresumweltschutz, 

— wissenschaftliche Meeresforschung, 

— Fischerei samt EG-Kiausel, 

— Festlandsockel samt Kommission zur Begrenzung des 
Festlandsockels, 

— friedliche Streitbeilegung: 

— Sicherung der Beteiligung an den wichtigen Gremien des 
Seerechtsübereinkommens (Rat und Finanzausschuß der In- 
ternationalen Meeresbodenbehörde sowie Kommission zur 
Begrenzung des Festlandsockels)? 


Die Bundesregierung teilt die Ansicht, daß große Teile des See- 
rechtsübereinkommens zufriedenstellende Regelungen enthal- 
ten. Dies gilt insbesondere hinsichtlich des Ausgleichs zwischen 
küstenstaatlichen Rechten und dem Recht auf freie Schiffahrt 
sowie für die Regelungen zur friedlichen Streitbeilegung und die 
Bestimmungen zum Meeresumweltschutz, die erstmals global alle 
Formen der Meeresverschmutzung erfassen. Die Bundesregie- 
rung ist der Auffassung, daß das Übereinkommen in diesen Teilen 
einen weltweiten Interessenausgleich erreicht hat und damit be- 
reits jetzt einen wesentlichen Beitrag zu Frieden und Rechts- 
sicherheit leistet, der durch ein Inkrafttreten des Übereinkom- 
mens völkerrechtlich gesichert würde. 


2. Welchen Zeitbedarf veranschlagt die Bundesregierung zur 
internen Vorbereitung des innerstaatlichen Zustimmungsver- 
fahrens zum Seerechtsübereinkommen, d. h. zur internen Vor- 
bereitung und für das parlamentarische Zustimmungsver- 
fahren? 


Der Zeitbedarf für Vorbereitung und Durchführung des inner- 
staatlichen Zustimmungsverfahrens wird außer von den Erforder- 
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nissen des Verfahrensablaufes innerhalb der Bundesregierung 
und in den parlamentarischen Gremien maßgeblich bestimmt 
werden von dem dann erreichten Stand der Meinungsbildung. 
Über den Zeitbedarf für die Beratungen des Deutschen Bundes- 
tages kann die Bundesregierung im übrigen keine Voraussage 
machen. Das Vorgehen der Bundesregierung wird die vielen 
Sachgebiete, die vom Seerechtsübereinkommen berührt werden, 
im Auge haben. 


3. Hat die Bundesregierung in Anbetracht des Zeitbedarfs für 
einen Beitritt zum Seerechtsübereinkommen bereits entspre- 
chende Vorkehrungen getroffen? 


Die Bundesregierung stellt in den laufenden Arbeiten der ver- 
schiedenen interessierten Ressorts sicher, daß die Voraussetzun- 
gen für eine rechtzeitige Beitrittsentscheidung gegeben sein 
werden. 


4. Könnte die Bundesregierung das innerstaatliche Zustimmungs- 
verfahren zum Seerechtsübereinkommen unter dem Vorbehalt 
einleiten, daß sie die Beitrittsurkunde erst hinterlegen wird, 
wenn die auf die Vertragsparteien zukommenden finanziellen 
Verpflichtungen absehbar sind? 


Ja. Das Zustandekommen eines Zustimmungsgesetzes im Sinne 
von Artikel 59 Abs. 2 GG verpflichtet die Exekutive nicht, von der 
Ermächtigtmg zur Ratifikation eines völkerrechtlichen Vertrages 
oder zum Beitritt zu einem solchen Gebrauch zu machen. 


5. Könnte die Bundesregierrmg das Seerechtsübereinkommen not- 
falls kündigen, wenn entgegen aUer Erwartungen imangemes- 
sene finanzielle Forderungen auf sie zukommen würden? 


Die Kündigung des Seerechtsübereinkommens durch einen Ver- 
tragsstaat ist in Artikel 317 des Übereinkommens vorgesehen. 
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Anlage 

Projektförderung durch den BMFT Stand: 31. 12. 1989 

aus der Teilaktivität C2 10 20 
Marine Rohstoffe - Fördertechnik 


Empfänger 

Summe 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Arbeitsgemeinschaft 

meerestechnisch 

9 279 473 DM 

0 DM 

0 DM 

3699 927 DM 

3 891 823 DM 

504 670 DM 

gewinnb. Rohstoffe (AMR) 






Krupp Industrietechnik 
GmbH 

725 578 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

308 211 DM 

408 605 DM 

Metallgesellschaft AG 

102 840 DM 

102 840 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Preussag AG 

1 996 685 DM 

199 336 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Salzgitter AG 

389 724 DM 

134 313 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Uni - GH - Paderborn 

389 501 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Uni - GH ~ Siegen 

769 400 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Uni Hannover 

154 400 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Uni Karlsruhe 

2 804 017 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Versuchsanstalt für 

Wasserbau 

und Schiffbau 

892 920 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Gesamtsummen 

17 504 538 DM 

436 489 DM 

0 DM 

3 699 927 DM 

4 200 034 DM 

913 275 DM 


Empfänger 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

Arbeitsgemeinschaft 

meerestechnisch 

647 112 DM 

89 367 DM 

271 932 DM 

174 642 DM 

0 DM 

0 DM 

gewinnb. Rohstoffe (AMR) 
Krupp Industrietechnik 
GmbH 

8 762 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Metallgesellschaft AG 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Preussag AG 

0 DM 

0 DM 

541 282 DM 

43 434 DM 

0 DM 

320 194 DM 

Salzgitter AG 

0 DM 

79 169 DM 

176 242 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Uni - GH - Paderborn 

0 DM 

p DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

68 596 DM 

Uni - GH - Siegen 

0 DM 

b DM 

0 DM 

0 DM 

3 850 DM 

158 150 DM 

Uni Hannover 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

Uni Karlsruhe 

66 500 DM 

633 404 DM 

30 584 DM 

105 327 DM 

105 996 DM 

510 700 DM 

Versuchsanstalt für 

Wasserbau 

und Schiffbau 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

0 DM 

279 200 DM 

Gesamtsummen 

722 374 DM 

801 940 DM 

1 020 040 DM 

323 403 DM 

109 846 DM 

1 336 840 DM 


Empfänger 


1986 


1987 


1988 



1989 

Arbeitsgemeinschaft meerestechnisch 


0 

DM 


0 

DM 


0 

DM 


0 

DM 

gewinnbare Rohstoffe (AMR) 













Krupp Industrietechnik GmbH 


0 

DM 


0 

DM 


0 

DM 


0 

DM 

MetaUgesellschaft AG 


0 

DM 


0 

DM 


0 

DM 


0 

DM 

Preussag AG 

262 

083 

DM 

225 

000 

DM 

208 

602 

DM 

196 

754 

DM 

Salzgitter AG 


0 

DM 


0 

DM 


0 

DM 


0 

DM 

Uni - GH - Paderborn 

239 

299 

DM 

81 

606 

DM 


0 

DM 


0 

DM 

Uni - GH - Siegen 

249 

500 

DM 

149 

000 

DM 

105 

500 

DM 

103 

400 

DM 

Uni Hannover 


0 

DM 

18 

600 

DM 

91 

400 

DM 

44 

400 

DM 

Uni Karlsruhe 

589 

033 

DM 

423 

523 

DM 

245 

236 

DM 

93 

714 

DM 

Versuchsanstalt für Wasserbau und Schiffbau 

126 

100 

DM 

11 

600 

DM 

205 

905 

DM 

270 

115 

DM 

Gesamtsummen 

1 466 015 

DM 

909 329 

DM 

856 643 

DM 

708 383 

DM 
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